
Satzung zur Änderung 
der Betriebsatzung der Stadt Münster 

für die „citeq“ 

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW, S. 666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV.NRW S. 878) in Verbindung mit der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV. NRW S. 644), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.08.2012 (GV. NRW S. 296) hat der Rat der Stadt Münster am 
______ folgende Satzung zur Änderung der Betriebssatzung der Stadt Münster für 
die „Abfallwirtschaftsbetriebe“ beschlossen: 
 
Artikel I 

§ 3 erhält folgende Fassung: 
 

§ 3 
Betriebsleitung 

 
(1) Zur Leitung der citeq wird ein/e Betriebsleiter/in oder werden mehrere Be-

triebsleiter/innen vom Rat der Stadt Münster bestellt. Sind mehrere Betriebslei-
ter/innen bestellt, ist in einer Dienstanweisung die Geschäftsverteilung festzu-
legen. Bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Betriebsleitung entschei-
det der/die für die citeq zuständige Beigeordnete. 

 
(2) Die citeq wird von der Betriebsleitung selbstständig geleitet, soweit nicht durch 

Gemeindeordnung, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas ande-
res bestimmt ist. Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die laufende Be-
triebsführung. Dazu gehören alle Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des 
Betriebes laufend notwendig sind, insbesondere Einsatz des Personals, An-
ordnung der notwendigen Instandhaltungsarbeiten und der laufenden Syste-
merweiterungen, Beschaffung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie In-
vestitionsgütern des laufenden Bedarfs und Abschluss von Werkverträgen. 

 
(3) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung der citeq verantwortlich. 
 
 
Artikel II 

§ 4 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Betriebsausschuss 

 
(1) Der Rat der Stadt Münster bildet einen Betriebsausschuss, dem auch Aufgaben 

gemäß § 114 Abs. 2 GO NRW für mehrere Eigenbetriebe und eigenbetriebs-
ähnliche Einrichtungen der Stadt Münster übertragen werden können. Der Be-
triebsausschuss besteht aus 9 Mitgliedern, die vom Rat der Stadt Münster beru-
fen werden. 
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(2) Entsprechend den Regelungen der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die 

gemeinsame Inanspruchnahme der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung citeq 
der Stadt Münster (Genehmigung und Bekanntmachung im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Münster Nr. 6 vom 10.2.2001 und Nr. 12 vom 24.3.2001), hat 
der Zentralausschuss das Recht, zwei seiner Mitglieder zu den Sitzungen des 
Betriebsausschusses mit beratender Stimme zu entsenden. 

 
(3) Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch die 

Gemeindeordnung und die Eigenbetriebsverordnung übertragen sind unter Be-
achtung der Beschlüsse des Rates und des Haupt- und Finanzausschusses 
(hier insbesondere deren Zielvorgaben), sowie in finanzrelevanten Angelegen-
heiten im Rahmen der Ansätze des vom Rat beschlossenen Wirtschaftsplanes. 
Insbesondere ist für folgende Angelegenheiten die Zustimmung des Betriebs-
ausschusses erforderlich: 

 
a) Vergabe von Aufträgen bei Leistungen und Lieferungen nach VOB oder VOL 

bei einem Auftragswert von mehr als 100.000 € und weniger als 250.000 € 
 
b) Vergabe von Aufträgen bei Leistungen und Lieferungen nach VOF oder von 

sonstigen Aufträgen für Planungen, Untersuchungen und Gutachten mit ei-
nem Auftragswert von mehr als 50.000 € und weniger als 250.000 € 

 
c) Zustimmung zu sonstigen Verträgen, wenn der Wert im Einzelfalle den Be-

trag von 50.000 € übersteigt und den Betrag von 250.000 € nicht erreicht. 
 
(4) Unterhalb der in Absatz 3 genannten Mindestgrenzen entscheidet die Betriebs-

leitung. Oberhalb der genannten Höchstgrenzen entscheidet der Haupt- und Fi-
nanzausschuss bzw. der Rat nach der Zuständigkeitsordnung in Verbindung mit 
der Hauptsatzung der Stadt Münster. 

 
(5) Der Betriebsausschuss berät die Angelegenheiten vor, die vom Rat oder 

Haupt- und Finanzausschuss zu entscheiden sind. 
 
(6) Er entscheidet in den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates 

unterliegen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet. In Fällen äußers-
ter Dringlichkeit kann der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin mit 
dem / der Vorsitzenden des Betriebsausschusses bzw. seinem / r Stellvertre-
ter / in entscheiden. § 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 GO gelten entsprechend. 

 
(7) In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses un-

terliegen, entscheidet, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet, der 
Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin im Einvernehmen mit einem Mit-
glied des Betriebsausschusses. § 60 Absatz 2 GO NRW gilt entsprechend. 

 



 
Artikel III 

§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Oberbürgermeister / in 

 
(1) Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung kann der Oberbür-

germeister / die Oberbürgermeisterin der Betriebsleitung Weisungen erteilen. 
Der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin kann Weisungen in Form 
von Geschäfts- und Dienstanweisungen erteilen. 

 
(2) Die für die citeq bis zum 31.12.2000 geltenden Dienst- und Geschäftsanwei-

sungen sowie Dienstvereinbarungen bleiben auch nach diesem Zeitpunkt für 
die citeq verbindlich, solange diese Satzung keine abweichenden Regelungen 
enthält oder der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin keine abwei-
chenden Regelungen erlässt. 

 
(3) Vorlagen an den Betriebsausschuss sind von der Betriebsleitung zu unter-

zeichnen. Vorlagen an den Haupt- und Finanzausschuss und an den Rat sind 
von dem Oberbürgermeister / der Oberbürgermeisterin zu unterzeichnen. Die 
jeweils erforderlichen Mitzeichnungen richten sich nach den verwaltungsinter-
nen Vorschriften der Stadt Münster. 

 
(4) Ist die Betriebsleitung der Auffassung, nach pflichtgemäßen Ermessen die 

Verantwortung für die Durchführung einer Weisung nach Absatz 1 nicht über-
nehmen zu können, und führt ein Hinweis auf entgegenstehende Bedenken 
der Betriebsleitung nicht zu einer Änderung der Weisung, so hat sie sich an 
den Betriebsausschuss zu wenden. Wird keine Übereinstimmung zwischen 
dem Betriebsausschuss und dem Oberbürgermeister / der Oberbürgermeiste-
rin erzielt, so ist die Entscheidung des Haupt- und Finanzausschusses herbei-
zuführen. 

 
 
Artikel IV 

§ 7 erhält folgende Fassung: 
 

§ 7 
Informationspflichten 

 
(1) Die Betriebsleitung hat den Betriebsausschuss, den/die Kämmerer/in und 

den/die für die citeq zuständigen Beigeordnete/n vierteljährlich über die Ent-
wicklung der Erträge und Aufwendungen und über die Einhaltung des Erfolgs-
plans sowie über die Abwicklung des Investitionsplans schriftlich zu unterrich-
ten (Zwischenberichte). Vorgaben des Konzernberichtswesens hinsichtlich In-
halt, Form und Frist der Berichte sind zu beachten. Planabweichungen sind 
von der Betriebsleitung schriftlich zu erläutern. 

 



(2) Die Betriebsleitung hat den/die Kämmer/er/in oder den/der sonst für das Fi-
nanzwesen Verantwortlichen rechtzeitig und umfassend über den Entwurf des 
Wirtschaftsplanes und des Jahresabschlusses, die Zwischenberichte, die Er-
gebnisse der Betriebsstatistik und der Kostenrechnung zu informieren und 
ihm/ihr die entsprechenden Unterlagen zuzuleiten; sie hat ihm/ihr ferner auf 
Anforderung alle sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen. 

 
(3) Die Betriebsleitung hat 
 

a) den Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin in wichtige Angelegen-
heiten der citeq rechtzeitig zu unterrichten und ihm/ihr auf Verlangen Aus-
kunft zu erteilen und  

b) den/die für die citeq zuständige/n Beigeordnete/n laufend über alle we-
sentlichen Angelegenheiten der citeq zu unterrichten und ihm/ihr auf Ver-
langen Auskunft zu erteilen. 

 
 
Artikel V 

§ 8 erhält folgende Fassung: 
 

§ 8 
Personalangelegenheiten 

 
(1) Der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin ist Dienstvorgesetzte/r der 

Dienstkräfte der citeq. 
 
(2) Angestellte und Arbeiter/innen werden durch den Oberbürgermeister / die 

Oberbürgermeisterin in der Regel auf Vorschlag der Betriebsleitung einge-
stellt, höhergruppiert und entlassen. Nähere Verfahrensregelungen trifft eine 
Dienstanweisung. 

 
(3) Die bei der citeq beschäftigten Beamten/innen werden in dem Stellenplan der 

Stadt Münster geführt und in der Stellenübersicht der citeq nachrichtlich ange-
geben. Die der Stadt Münster entstehenden Personalkosten werden durch die 
Einrichtung erstattet. 

 
(4) Die Beteiligung des Personalrates richtet sich nach den jeweils geltenden 

Bestimmungen des Landespersonalvertretungsgesetzes. Die Einrichtung bil-
det keine selbständige Dienststelle im Sinne des Landespersonalvertretungs-
gesetzes. Die Interessen der Beschäftigten werden vom Personalrat Allgemei-
ne Verwaltung der Stadtverwaltung Münster vertreten. 

 



 
Artikel VI 

§ 9 erhält folgende Fassung: 
 

§ 9 
Vertretung 

 
(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Münster in Angelegenheiten der citeq, die 

ihrer eigenen Entscheidung oder der Entscheidung des Betriebsausschusses 
unterliegen. In den übrigen Angelegenheiten der citeq vertritt der / die Ober-
bürgermeister / in bzw. der für die citeq zuständige Beigeordnete die Stadt 
Münster. 

 
(2) Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen "Stadt Münster Der Ober-

bürgermeister citeq". Die Betriebsleitung unterzeichnet ohne Angabe eines 
Vertretungsverhältnisses, wenn die Angelegenheit ihrer Entscheidung unter-
liegt, die übrigen Dienstkräfte "Im Auftrag". In den Angelegenheiten, die der 
Entscheidung anderer Organe unterliegen und in denen die Betriebsleitung mit 
der Vertretung beauftragt wird, ist unter Angabe des Vertretungsverhältnisses 
zu unterzeichnen. 

 
(3) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftragten sowie der Umfang 

ihrer Vertretungsbefugnis werden von der Betriebsleitung im Amtsblatt der 
Stadt Münster öffentlich bekanntgemacht. 

 
 
Artikel VII 

§ 13 erhält folgende Fassung: 
 

§ 13 
Wirtschaftsplan, Finanzplan 

 
(1) Die Einrichtung hat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirt-

schaftsplan und eine mittelfristige Finanzplanung aufzustellen. Der Wirt-
schaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, dem Investitionsplan, dem Finanz-
plan sowie der Stellenübersicht. Als mittelfristige Finanzplanung ist eine fünf-
jährige Investitions-, Finanzierungs- und Erfolgsrechnung zu erstellen. Für die 
Erstellung von Wirtschaftsplan und mittelfristiger Finanzplanung gelten die ge-
setzlichen Vorschriften. Vorgaben des Konzernberichtswesens hinsichtlich In-
halt, Form und Frist der Berichte sind zu beachten. 

 
(2) Ausgaben für verschiedene Vorhaben des Vermögensplans, die sachlich zu-

sammenhängen, sind gegenseitig deckungsfähig. Mehrausgaben für Einzel-
vorhaben des Vermögensplanes, die 10 % des Ansatzes im Vermögensplan 
und mindestens 25.000 € überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Be-
triebsausschusses. 

 
 



Artikel VIII 

§ 15 erhält folgende Fassung: 
 

§ 15 
Jahresabschluss, Lagebericht, Erfolgsübersicht 

 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind bis zum Ablauf 
von drei Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres von der Betriebsleitung aufzustel-
len. Der/die Kämmer/er/in oder der/die für die Finanzen Verantwortliche ist rechtzeitig 
zu beteiligen. Unmittelbar nach Aufstellung hat eine Prüfung unter umfassender Be-
achtung des § 106 GO NRW von einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft zu erfolgen. Die Beauftragung erfolgt gem. § 106 Absatz 2 GO 
NRW. Die Wahrnehmung des Vorschlagsrechts der Stadt Münster gegenüber dem 
Gemeindeprüfungsamt der Bezirksregierung für die Auswahl des Wirtschaftsprüfers 
oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach § 106 Abs. 2 Satz 3 GO NRW erfolgt 
durch die das Amt für Finanzen und Beteiligungen im Einvernehmen mit dem Amt für 
Wirtschaftlichkeitsprüfung und Revision (AWR).  
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind zusammen mit 
dem Prüfungsergebnis über den Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin, dem 
Betriebsausschuss sowie dem Rat vorzulegen. Die Zuständigkeiten des AWR wer-
den darüber hinaus nicht berührt. An der Schlussbesprechung über die Prüfung des 
Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sollen das AWR und das 
Amt für Finanzen und Beteiligungen beteiligt werden. 
 
 
Artikel IX 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung zur Änderung der Betriebssatzung der Stadt Münster für „Münster 
Marketing“ tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 




